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§ 1
(1) Der Bebauungsplan Alsterdorf 21 für den Geltungsbe-

reich zwischen Orchideenstieg, Alsterkrugchaussee und Inselkanal 
(Bezirk Hamburg-Nord, Ortsteil 407) wird festgestellt.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: Orchideenstieg 
(Flurstück 896) – Alsterkrugchaussee (Flurstück 6) – Nordost-
grenze des Flurstücks 2508, über das Flurstück 2508, Nordost-
grenze des Flurstücks 2508, über das Flurstück 2511 – Inselkanal 
(Flurstück 920) – über das Flurstück 2511, Südgrenze des 
Flurstücks 3606 der Gemarkung Alsterdorf.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die 
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu 
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim 
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden 
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke 
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen 
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er 
die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsan-
spruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des 

Baugesetzbuchs beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Bau-
gesetzbuchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennut-
zungsplans

c) nach § 214 Absatz 2 a des Baugesetzbuchs beachtliche 
Fehler und

d) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

 wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit der Bekannt-
machung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber dem 

örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 
worden sind.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nachste-
hende Vorschriften:

1. Auf der Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbe-
stimmung „Krankenhaus“ ist auch ein Betriebskindergarten 
zulässig.

2. Auf der Fläche für den Gemeinbedarf Krankenhaus ist 
durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen sicher-
zustellen, dass für Patientenzimmer ein Innenraumpegel von 
30 dB(A) während der Nachtzeit und für Patientenzimmer 
und Aufenthalts- und Behandlungsräume für Patienten ein 
Innenraumpegel von 35 dB(A) während der Tagzeit nicht 
überschritten wird.

3. In der Gemeinbedarfsfläche sind oberhalb der festgesetzten 
drei und vier Vollgeschosse Staffelgeschosse unzulässig.

4. Die Freie und Hansestadt Hamburg erhält das Recht zur 
allgemeinen Nutzung der mit einem Gehrecht gekennzeich-
neten Fläche für Fußgänger und Radfahrer. Geringfügige 
Abweichungen vom festgesetzten Gehrecht können zugelas-
sen werden. Nutzungen, welche die Herstellung und Unter-
haltung beeinträchtigen können, sind unzulässig.

5. Nicht überbaute Flächen auf Tiefgaragen sind mit einem 
mindestens 50 cm starken durchwurzelbaren Substrat-
aufbau zu versehen und zu begrünen; soweit notwendige 
Baumpflanzungen vorgenommen werden, ist ein durchwur-
zelbarer Substrataufbau von mindestens 60 cm Stärke her-
zustellen.

6. Für die nach der Planzeichnung zu erhaltenden Gehölze sind 
bei Abgang Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Die Bäume 
müssen einen Stammumfang von mindestens 18 cm, in 1 m 
über dem Erdboden gemessen, aufweisen. Geländeaufhö-
hungen oder Abgrabungen sowie Bodenbefestigungen im 
Kronenbereich der festgesetzten Bäume sind unzulässig.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Verordnung

über den Bebauungsplan Alsterdorf 21
Vom 10. Mai 2013

(HmbGVBl. S. 205)

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert 
am 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit § 3 
Absatz 1 und § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes 
in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), 
zuletzt geändert am 14. Juni 2011 (HmbGVBl. S. 256), § 81 
Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung vom 
14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert 
am 20. Dezember 2011 (HmbGVBl. S. 554), § 4 Absatz 3 Satz 1 
des Hamburgischen Gesetzes zur Ausführung des Bundes-
naturschutzgesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 
402), geändert am 23. Dezember 2011 (HmbGVBl. 2012 S. 3), 
in Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des Bundes-
naturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert am 21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95, 99), sowie 
§ 1, § 2 Absatz 1 und § 3 der Weiterübertragungsverordnung-
Bau vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert 
am 26. März 2013 (HmbGVBl. S. 140), wird verordnet:
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